Prof. Dr. Arnulf Rosenstock
Am Elfengrund 31

64297 Darmstadt
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Waldschäden im Eberstädter Wald/Auswirkungen auf mein Privatgrundstück
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Darmstadt, 05.07.2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sehr geehrter Herr Fuchs,

Ihre Antwort auf mein Schreiben vom 03.06.2019 hat mich überrascht.

Sie erklären darin, dass der Vorhabenträgerin (Hessenwasser) keine Beweissicherung auferlegt werden kann, da kein kausaler Bezug zu einem Wasserrechtsverfahren gegeben ist.

Die absolute Vorschrift des § 28 Abs. 1 Hess. Wassergesetz bestimmt eindeutig: „ Bei beabsichtigten Grundwasserentnahmen von über 4.000.000 m3 pro Jahr und Entnahmegebiet (oder wenn eine wesentliche Beeinträchtigung des Wasser- oder Naturhaushalts zu besorgen ist), sind auf Kosten der Antragstellerin oder des Antragstellers die erforderlichen Ermittlungen zur Feststellung des Zustands zum Zeitpunkt der Antragstellung durchzuführen und die Ergebnisse darzustellen.“

Damit ist die Beweissicherung innerhalb des definierten Entnahmegebietes obligatorisch, wenn die Kenngröße 4 Mio. m2/a. überschritten ist.
Das Entnahmegebiet ist nach den Modellierungsergebnissen des Büros BGS das Grundwasserabsenkungssgebiet der Förderbrunnen, deren Grundwasser-absenkungsbereich (25 cm Absenkung) im Bereich Darmstadt-Eberstadt bis zur Heinrich-Delp-Straße im Osten sich ausdehnt.

Rein vorsorglich mache ich Sie darauf aufmerksam, dass Sie mit der Weigerung, ein Beweissicherungsverfahren i.S,v. § 28 (1) HWG anzuordnen, ein Schutzgesetz verletzen und damit zugleich selbst ggfs. mit Regressansprüchen zu rechnen haben.

Nachdem mein Grundstück innerhalb des Absenkungsgebietes der bewilligten Grundwasserentnahme WW Pfungstadt der  Hessenwasser GmbH & Co KG liegt und die Bewilligung eine Entnahme von 5,575 Mio. m3 /a. zulässt, haben Sie die gesetzliche Pflicht auf Kosten der Antragstellerin ab dem Zeitpunkt der Antragstellung die Ermittlung zur Feststellung des Zustandes der Antragstellerin aufzuerlegen.
Mit der Erhöhung der Verbundförderung der Wasserwerke Eschollbrücken und Pfungstadt

wird der Porengrundwasserleiter des Quartärs überschritten und das geohydrologisch ausgesprochen komplexe Grabenbruch- und Störungssystem des Rheingrabens erstmalig einbezogen.

Auch gestützt auf die Feststellungen der Dissertation von Herrn Dr. Hermann Mikat empfehle ich Ihnen daher, sich nicht auf das Argument der grundwasserferne alleine zu stützen sondern bitte ausdrücklich darum, unter Vergleich der Waldschäden im Einzugsgebiet des städtischen Wasserwerks Pfungstadt mit denen westlich Darmstadt-Eberstadts im Sinne von § 24 VwVfG die Eingriffe (z.B. durch Sickerwasserverluste) in die vadose Zone genauer zu untersuchen.
Nachdem in beiden Gebieten die Helsinki-Kriterien gravierend verletzt werden und die Klimaschutzfunktionen (§ 1 Bundeswaldgesetz) in beiden Gebieten verloren gegangen  sind, besteht auch forstrechtlich Anlass über die von Ihnen angeführte Hypothese (Grundwasserferne schließt Grundwasserentnahmebedingte Schäden aus) hinaus, die Ermittlung der Ursachen nicht länger auf sich beruhen zu lassen.

Im Übrigen halte ich meine Schadensmeldung vom 3.06.2019 aufrecht.

Mit freundlichem Gruß

(Dr. Arnulf Rosenstock)
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